
 

 

Umsatzsteuerliche 
Behandlung von Einzweck- 
und Mehrzweckgutscheinen 
Bereits zum 1. Januar 2019 wurde die EU-Richtlinie 2016/1065 – die sogenannte 

Gutscheinrichtlinie – in das deutsche Umsatzsteuergesetz (UStG) umgesetzt. 

Damit wurde die umsatzsteuerliche Behandlung von Gutscheinen auf eine neue 

Grundlage gestellt. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat nun seine 

Auffassung zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Gutscheinen im Sinne dieser 

Richtlinie veröffentlicht. 

Zum Begriff der Gutscheine 

Nach § 3 Abs. 13 UStG ist ein Gutschein im Wesentlichen „ein Instrument, bei dem die Verpflichtung be-

steht, es als vollständige oder teilweise Gegenleistung für eine Lieferung oder sonstige Leistung anzuneh-

men“. Das BMF fasst den Begriff des Gutscheins konkreter: „Gutscheine im Sinne des § 3 Abs. 13 UStG 

sind solche Instrumente, die vom Berechtigten ganz oder teilweise anstelle einer regulären Geldzahlung als 

Gegenleistung zur Einlösung gegen Gegenstände oder sonstige Leistungen verwendet werden können.“ 

Sie können körperlicher Art sein oder in elektronischer Form vorliegen. Das BMF ist allerdings in Rz. 5 sei-

nes Schreibens zur temporären Steuersatzsenkung vom 4. November 2020 der Auffassung, dass Ein-

zweckgutscheine als Anzahlungen für einen inhaltlich genau bestimmten Leistungsgegenstand, bei dem 

der Leistungsempfänger auf den Liefertermin keinen Einfluss hat, anzusehen seien.  

 

Wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen, schadet nach Angaben des BMF auch eine bei Inanspruch-

nahme des Gutscheins geleistete Zuzahlung zu einem auf dem Gutschein aufgedruckten Nennwert nicht, 

wenn dieser nicht zur vollständigen Begleichung der Leistung ausreicht. Die Definition des Gutscheins 

durch das BMF ist nicht nur darum leicht missverständlich: Bloße Preisnachlass- und Preiserstattungsgut-

scheine ohne Recht auf eine Lieferung oder sonstige Leistung sind nicht von der Regelung umfasst. Die 

Abgrenzung kann allerdings besonders in Zuzahlungsfällen diffizil sein, zu Grenzfällen macht das BMF 

keine Ausführungen. Wie das BMF angibt, fallen auch keine Zahlungsinstrumente unter den Begriff des 

Gutscheins nach § 3 Abs. 13 UStG, die ohne Weiteres gegen den gezahlten oder noch nicht verbrauchten 

Betrag rückumgetauscht werden können. Ebenfalls keine Gutscheine im Sinne der Vorschrift sind aus-

drücklich „Briefmarken, Fahrscheine, Eintrittskarten für Kinos und Museen sowie vergleichbare Instrumen-

te“: In diesen Fällen bestünden über die bloße Annahmeverpflichtung hinausgehende Ansprüche und es 

handle sich hierbei vorrangig um Zahlungsnachweise. Wie das BMF mitteilt, lösen Gutscheine für Waren-

proben oder Muster „grundsätzlich kein Entgelt aus und stellen keinen Gutschein i. S. d. § 3 Abs. 13 UStG 

dar“ – das dürfte auf den Umstand verweisen, dass die Abgabe unentgeltlicher Warenmuster für Zwecke 

des Unternehmens grundsätzlich nicht umsatzsteuerbar ist (§ 3 Abs. 1b Nr. 3 UStG).  
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Im Weiteren sollen die wichtigsten Regelungen des BMF-Schreibens vorgestellt werden. Zahlreiche der 

unten stehenden Ausführungen werden vom BMF mit Beispielen verdeutlicht, weshalb es sich lohnt, die 

Änderungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) selbst zu studieren. Das BMF definiert für 

Zwecke des BMF-Schreibens einige Begriffe wie folgt: 

 

• Ausgabe: der Verkauf des Gutscheins an Kunden 

• Übertragung: der Verkauf eines Gutscheins zwischen Unternehmern 

• Aussteller: derjenige, der den Gutschein im eigenen Namen ausgestellt hat. 

Einzweckgutscheine 

Allgemeines/Leistungsort 

 

Ein Einzweckgutschein liegt vor, wenn  

 

• der Ort der Lieferung oder sonstigen Leistung, zu deren Bezug der Gutschein berechtigt, sowie 

• die geschuldete Umsatzsteuer 

 

bei dessen Ausgabe bzw. erstmaliger Übertragung durch den Aussteller des Gutscheins feststehen. Das 

erfordert nach dem BMF hinreichend konkrete Angaben zur umsatzsteuerlichen Beurteilung der Leistung. 

Der steuerberechtigte EU-Mitgliedsstaat, der Steuersatz und der zutreffende Steuerbetrag müssen be-

stimmt werden können. Außerdem verlangt das BMF Angaben zur Identität des leistenden Unternehmers. 

Das ergibt sich so nicht aus dem Gesetz, wonach der Liefergegenstand oder die sonstige Leistung oder 

(nicht: und) die Identität des leistenden Unternehmers anzugeben sind. Fehlt aber die Identität des Unter-

nehmers, dürfte nach Meinung der Finanzverwaltung – wie die Definition des Mehrzweckgutscheins im 

neuen Abschnitt 3.17 Abs. 9 UStAE und das Beispiel in Abschnitt 3.17 Abs. 11 UStAE nahelegen – in der 

Regel aber wohl ein Mehrzweckgutschein vorliegen. 

 

Die Anforderung, dass der steuerberechtigte EU-Mitgliedsstaat bestimmbar sein muss, setzt voraus, dass 

der Leistungsort feststeht. Die Anforderung, dass der Steuersatz bestimmbar sein muss, setzt voraus, dass 

der Gegenstand der Leistung in vom BMF näher beschriebener Weise zumindest der Gattung nach be-

stimmt sein muss.  

 

Was Einzweckgutscheine über sonstige Leistungen angeht, so muss nach den Vorstellungen des BMF für 

eine genaue Ortsbestimmung bei der Ausgabe bzw. erstmaligen Übertragung eines Einzweckgutscheins 

bei sonstigen Leistungen, deren Ortsbestimmung vom Status des Empfängers abhängt, feststehen, ob der 

Empfänger der sonstigen Leistung ein Unternehmer ist und diese für sein Unternehmen bezieht. Andere 

Statusprüfungen erwähnt das BMF nicht, auch zum Beispiel nicht, ob dasselbe im Hinblick auf nicht unter-

nehmerische juristische Personen gelten soll, denen eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt wurde 

und für die daher dieselbe Leistungsortregelung gilt wie für Unternehmer, oder auf elektronische Leistungen 

an Privatpersonen, bei denen es auf den Ansässigkeitsort ankommt. Bei Leistungen nach Abschnitt 3a.2 

Abs. 11a UStAE, die typischerweise im privaten Bereich bezogen werden (wie etwa Nachhilfeunterricht 

oder Glücksspiele mit Geldeinsatz), werden an die Dokumentation der unternehmerischen Verwendung der 

Leistung hohe Anforderungen gestellt. Was bei der Übertragung in der Unternehmerkette gelten soll, ergibt 

sich aus dem Schreiben nicht ausdrücklich. Wenn der Leistungsempfänger bei sonstigen Leistungen, bei 

denen es auf die Qualifikation des Leistungsempfängers ankommt, bei der Ausgabe des Gutscheins bzw. 

der erstmaligen Übertragung nicht feststeht, wird der Gutschein in der Regel wohl als Mehrzweckgutschein 

zu behandeln sein. 

 

Nach § 3 Abs. 13 Nr. 2 UStG muss ein Gutschein (oder damit zusammenhängende Unterlagen) bestimmte 

Angaben aufweisen. Zu den damit zusammenhängenden Unterlagen äußert das BMF sich nicht. Es ver-

langt über diese Angaben hinaus, dass der Gutschein vom Aussteller sichtbar als Einzweckgutschein ge-

kennzeichnet werden soll. Hierbei ist dem BMF zufolge die rechtliche Einordnung des Gutscheins durch 

den leistenden Unternehmer maßgeblich. Auf diese Einordnung und Kennzeichnung dürfen sowohl der 

Aussteller als auch etwa nachfolgende Unternehmer der Leistungskette vertrauen. Das soll aber nicht gel-

ten, soweit die Unternehmer der Leistungskette Kenntnis hatten oder nach der Sorgfalt eines ordentlichen 

Kaufmannes hätten haben müssen, dass die rechtliche Einordnung bzw. die Kennzeichnung des Gut-

scheins als Einzweckgutschein zu Unrecht erfolgt ist. 
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Die Bezeichnung Einzweckgutschein bedeutet nicht, dass damit nur genau eine Ware einer bestimmten 

Gattung erworben werden kann. Der Gutschein kann auch zum Bezug mehrerer, genau bezeichneter Ein-

zelleistungen berechtigen. Wie aus einem Beispiel im Schreiben hervorgeht, lässt sich so zum Beispiel eine 

regelsatzbesteuerte Mahlzeit in einem Restaurant zusammen mit einem mit dem ermäßigten Steuersatz 

besteuerten Buch ausgeben. Dann ist der Gesamtbetrag im jeweiligen Verhältnis der Einzelleistungen mit 

ihren unterschiedlichen Steuersätzen aufzuteilen (das BMF betont hier, dass für den Zweck seines Bei-

spiels die derzeitige temporäre Steuersatzsenkung für Restaurantleistungen außer Betracht bleibt). 

 

Das BMF möchte sich eine mit der Ausstellung bzw. erstmaligen Übertragung eines Einzweckgutscheins 

verbundene fiktive Lieferung nur als ruhende Lieferung nach § 3 Abs. 7 Satz 1 UStG vorstellen. Damit 

kommt nach Meinung des BMF eine Steuerbefreiung der Ausgabe oder eine Übertragung von Gutscheinen 

als Ausfuhrlieferung oder innergemeinschaftliche Lieferung nicht in Betracht. Hier ist also der Grundsatz 

durchbrochen, dass die (spätere) Lieferung, auf die sich der Gutschein bezieht, grundsätzlich die steuerli-

che Behandlung der Ausstellung bzw. Übertragung des Gutscheins bestimmt. Diese Auffassung impliziert 

auch, dass die Ausgabe etc. eines Einzweckgutscheins zum Beispiel auch nicht der Versandhandelsliefe-

rung nach § 3c UStG unterliegen kann. Hier sind noch sehr viele Frage offen, insbesondere im Hinblick 

darauf, wie die Gutscheinregelung mit den Regelungen des grenzüberschreitenden Versandhandels (und 

demnächst mit den Regelungen zu den Fernverkäufen) und ihren Leistungsortsbestimmungen zusammen-

passt. 

 

Steuerentstehung und Steuerschuld 

 

Bei Einzweckgutscheinen entsteht die Steuer jeweils bei der Ausgabe bzw. der Übertragung des Gut-

scheins. Ihre Einlösung ist umsatzsteuerlich nicht mehr relevant; lediglich eine etwa vom Kunden getätigte 

Zuzahlung muss zu diesem Zeitpunkt noch versteuert werden. Wie das erfolgt, sagt das BMF aber nicht 

genau; es zieht in Beispiel 3 in Abschnitt 3.17 Abs. 2 UStAE die Wendung heran, dass bei Zuzahlung „noch 

ein Umsatz“ zu versteuern sei. Hier könnte das BMF zum Ausdruck bringen wollen, dass zum Gutschein-

umsatz noch zusätzlich eine Lieferung oder sonstige Leistung tritt, deren Bemessungsgrundlage die Zuzah-

lung des Kunden abzüglich der darin enthaltenen Umsatzsteuer ist. Diese Überlegung wird gestützt durch 

das BMF-Schreiben vom 30. Juni 2020, wonach bei Zuzahlung durch den Gutscheininhaber eine Versteue-

rung der noch nicht versteuerten Differenz nach den bei Einlösung des Gutscheins geltenden Umsatzsteu-

ersätzen zu erfolgen hat. Es erscheint aber nach den Grundsätzen der Umsatzsteuer auch nicht ausge-

schlossen, dass die Fälle der Zuzahlung zu einer Änderung der Bemessungsgrundlage führen; dies scheint 

aber von den veröffentlichten BMF-Schreiben nicht gedeckt. Erst recht ist die Behandlung von Zuzahlungen 

im Fall unklar, dass der Einzweckgutschein in einer Kette gehandelt wurde. In einer Rechnung über die 

Übertragung bzw. Ausgabe eines Einzweckgutscheins ist laut BMF die Bezeichnung der Gutscheinart 

(Einzweckgutschein) sowie eine kurze Beschreibung der Lieferung oder der sonstigen Leistung, zu deren 

Bezug der Gutschein berechtigt, ausreichend.  

 

Werden Einzweckgutscheine im eigenen Namen (was Kommissionäre einschließt) über eine Leistungskette 

verkauft, ist in vielen Fällen der Effekt derselbe, als würde die Ware oder Dienstleistung selbst durch die 

Kette weiterverkauft. Besondere Regelungen sind für Fälle vorgesehen, in denen die Person, die den Gut-

schein ausstellt, nicht dieselbe Person ist wie diejenige, die später die Leistung erbringt. Hier muss der Gut-

scheinaussteller insbesondere dem letztendlich leistenden Unternehmer zur fristgerechten Versteuerung 

mitteilen, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe Einzweckgutscheine an Kunden ausgegeben (und 

offenbar auch: auf andere Unternehmer übertragen) wurden. 

 

Davon zu unterscheiden ist der Fall, dass in Vertriebsketten in fremdem Namen gehandelt wird. Wer Gut-

scheine in fremdem Namen ausgibt (also als Vermittler handelt), wird nicht Teil der Leistungskette: Das 

wird vielmehr derjenige, in dessen Namen der Vermittler handelt. Darum muss der Vermittler dem leisten-

den Unternehmer mitteilen, zu welchem Zeitpunkt und zu welchem Preis er Einzweckgutscheine an Kun-

den ausgegeben (und offenbar auch: übertragen) hat. Der Vermittler selbst erbringt eine Vermittlungsleist-

ung. 

 

Keine Besonderheiten gibt es bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage: Hier gelten – auch in Ver-

triebsketten - die allgemeinen Vorschriften (einschließlich der Mindestbemessungsgrundlage nach §10 Abs. 

5 UStG), Bemessungsgrundlage ist bei entgeltlicher Übertragung bzw. Ausgabe auf jeder Stufe das ver-

einbarte Entgelt. Bei unentgeltlicher Übertragung bzw. Ausgabe liegt eine unentgeltliche Wertabgabe vor. 
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Verfall des Gutscheins 

 

Verfällt ein Einzweckgutschein, so ergeben sich daraus allein noch keine umsatzsteuerlichen Auswirkungen 

– die Leistung gilt dennoch als erbracht. Nur wenn das Entgelt ausnahmsweise zurückgezahlt wird, kommt 

eine Minderung der Bemessungsgrundlage in Betracht. Wird ein Einzweckgutschein zurückgegeben und 

erhält der Kunde den Gutscheinwert ausnahmsweise zurückerstattet, so wird der Gutscheinumsatz rück-

gängig gemacht. Die Umsatzsteuer ist nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 UStG beim Gutscheinaussteller, beim leisten-

den Unternehmer sowie gegebenenfalls beim Kommissionär zu berichtigen. Es wird aus dem BMF-Schrei-

ben nicht ganz klar, ob der letzte Satz sich auch auf den Fall bezieht, dass die Rückzahlung wegen des 

Verfalls des Gutscheins erfolgt – das ist aber wohl anzunehmen. 

 

Dem BMF zufolge hat ein Verfallen des Gutscheins in bestimmten Sachverhalten, in denen die Gutscheine 

in fremdem Namen ausgegeben werden, besondere Konsequenzen. Ist nämlich vereinbart, dass ein Ver-

mittler den vereinnahmten Gutscheinpreis abzüglich der Vermittlungsprovision erst bei Einlösung des Gut-

scheins an den Unternehmer ausschüttet, und ist der Vermittler berechtigt, bei Nichteinlösung den gesam-

ten Betrag zu behalten, dann erhöht der nicht mehr vom Vermittler weitergeleitete Betrag die Vermittlungs-

provision. Entsprechend erhöht sich der Vorsteuerabzug des „leistenden“ Unternehmers, der die Ausgangs-

steuer für die Ausgabe des Gutscheins nicht korrigiert: Diese Ausgangssteuer wird im Ergebnis aber durch 

den höheren Vorsteuerabzug neutralisiert, so dass der „leistende“ Unternehmer so gestellt wird, als sei der 

Gutschein niemals ausgegeben worden. 

Mehrzweckgutscheine 

Mehrzweckgutscheine liegen unter den weiteren Voraussetzungen im Wesentlichen vor, wenn zum Zeit-

punkt der Übertragung bzw. Ausgabe des Gutscheins  

 

• entweder der Ort der Leistung und/oder 

• der leistende Unternehmer und/oder 

• der Leistungsgegenstand  

 

noch nicht endgültig feststehen und daher die geschuldete Umsatzsteuer nicht bestimmbar ist. So sind zum 

Beispiel EU-weit einlösbare Warengutscheine stets Mehrzweckgutscheine, weil erst bei Einlösung des Gut-

scheins feststeht, in welchem EU-Land die Steuer entsteht. Es obliegt dem leistenden Unternehmer, den 

Gutschein gegebenenfalls rechtlich als Mehrzweckgutschein einzustufen und entsprechend zu kennzeich-

nen, worauf der Aussteller und die übertragenden und ausgebenden Unternehmer vertrauen dürfen – das 

gilt nicht (wie im Fall des Einzweckgutscheins), soweit die Unternehmer der Leistungskette Kenntnis hatten 

oder nach der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes hätten haben müssen, dass die rechtliche Einord-

nung bzw. die Kennzeichnung des Gutscheins als Mehrzweckgutschein zu Unrecht erfolgt ist. 

 

Ausgabe und Übertragung von Mehrzweckgutscheinen sind umsatzsteuerlich irrelevant, relevant ist nur die 

Leistung aufgrund des Gutscheins. Die Übertragung und Ausgabe eines Mehrzweckgutscheins in der Ver-

triebskette stellen lediglich einen Tausch von Zahlungsmitteln dar. Erst über die schließlich erbrachte Leist-

ung, nicht über die Ausgabe oder Übertragung, ist (nach allgemeinen Regeln) mit einer Rechnung abzu-

rechnen. Der Ort der Leistung richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen, was auch bewegte Liefe-

rungen einschließt.  

 

Das bedeutet aber nicht, dass jedwede Leistung in Zusammenhang mit einem Mehrzweckgutschein vor 

Einlösung umsatzsteuerlich irrelevant ist: So erbringt ein erkennbar im Namen des ausstellenden oder 

übertragenden Unternehmers handelnder Vermittler im Zeitpunkt der Übertragung oder Ausgabe des Gut-

scheins grundsätzlich eine steuerbare Vermittlungsleistung. Nach dem BMF soll eine „grundsätzlich steuer-

bare Leistung“ an den ausstellenden oder übertragenden Unternehmer auch vorliegen, wenn die Mittels-

person Gutscheine im eigenen Namen ausgibt; diese Leistung ist dem Beispiel in Abschnitt 3.17 Abs. 10 

UStG zufolge offenbar auch steuerpflichtig. Das würde bedeuten, dass grundsätzlich der Vorsteuerabzug 

aus damit direkt und unmittelbar in Zusammenhang stehenden Aufwendungen möglich ist. 

 

Das BMF macht im Weiteren auch ausführliche Angaben zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage und 

zur unentgeltlichen Ausgabe von Mehrzweckgutscheinen (auch für den Fall, dass keine Angaben über die 

Höhe der vom Kunden an den letzten Unternehmer in der Vertriebskette gezahlten Gegenleistung und ggf. 

über die unentgeltliche Gutscheinausgabe vorliegen). Wird ein Mehrzweckgutschein nicht eingelöst und 
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verfällt, so ist dies auch beim Mehrzweckgutschein umsatzsteuerlich grundsätzlich irrelevant. Auch ein aus-

nahmsweiser Rücktausch eines Mehrzweckgutscheins ist irrelevant, weil ebenso wie bei Ausgabe und 

Übertragung wiederum lediglich ein Austausch von Zahlungsmitteln stattfindet. Allerdings hat die Nichtein-

lösung Auswirkungen auf die Bemessungsgrundlage einer Vermittlungsleistung, wenn der auf den leisten-

den Unternehmer entfallende Entgeltanteil bei Nichteinlösung beim Vermittler verbleibt und sich das Entgelt 

für die Vermittlungsleistung erhöht.  

Anwendungsregelung 

Die Grundsätze dieses Schreibens sind dem BMF zufolge erstmals auf Gutscheine anzuwenden, die nach 

dem 31. Dezember 2018 ausgestellt werden. Es werde aber – auch für Zwecke des Vorsteuerabzugs – 

nicht beanstandet, wenn ab dem 1. Januar 2019 und vor dem 2. Februar 2021 ausgestellte Gutscheine von 

den Beteiligten nicht entsprechend den Vorgaben dieses BMF-Schreibens behandelt worden sind. Bis da-

hin kommt offenbar auch die bisherige rechtliche Behandlung in Betracht, die das BMF in seinem Schrei-

ben eingangs umreißt: Wertgutscheine für beliebige Waren oder Dienstleistungen wurden demnach ledig-

lich als Tausch von Zahlungsmitteln behandelt und stellten selbst keine Leistung im umsatzsteuerlichen 

Sinne dar. Dagegen lag bei (auf konkret bezeichnete Waren oder Dienstleistungen ausgestellten) Waren- 

oder Sachgutscheinen eine Anzahlung auf die bezeichnete Leistung vor, die der Anzahlungsbesteuerung 

nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 UStG unterlag. 

Fundstellen 

BMF-Schreiben vom 2. November 2020 zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Einzweck- und 

Mehrzweck-Gutscheinen 

BMF-Schreiben vom 30. Juni 2020 zur befristeten Absenkung des allgemeinen und ermäßigten 

Umsatzsteuersatzes vom 1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 

BMF-Schreiben vom 4. November 2020 – Ergänzung zum BMF-Schreiben vom 30. Juni 2020 zur 

befristeten Absenkung des allgemeinen und ermäßigten Umsatzsteuersatzes 

„Gutschein-Richtlinie“ (EU) 2016/1065 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2020-11-02-umsatzsteuerliche-behandlung-von-einzweck-und-mehrzweck-gutscheinen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-06-30-befristete-Senkung-umsatzsteuer-juli-2020-final.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2020-11-04-ergaenzung-befristete-senkung-umsatzsteuer-juli-2020.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016L1065&qid=1605541894003&from=DE
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